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Nicht alle Studenten haben finanzkräftige Eltern im Rücken. Staatliche Stipendien helfen weiter, doch die kantonalen Unterschiede sind beträchtlich. 
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·der den Stipendien-Wildwuchs 
Die Stipendien-Initiative will dem Bund das Heft in die Hand geben, damit die heute stark 
unterschiedlichen Beiträge für Studenten harmonisiert werden. Dieser bevorzugt sanften Druck auf die Kantone. 
DENISE LACHAT 

IBIERIN. Träume vom Hochschul
studium sollen nicht wegen des 
Geldes platzen: Wer studieren 
will und dazu die nötigen Fähig
keiten mitbringt, der soll studie
ren können, auch wenn er aus 
einer ärmeren Familie stammt. 
Diesem Ziel der Chancen
gleichheit haben sich sämtliche 
Schweizer Kantone verpflichtet, 
und sie richten deshalb alle Sti
pendien aus. Durchschnittlich 
erhält ein Stipendienbezüger 
6780 Franken pro Jahr (Stand 
2012). Allerdings sind Mittel
werte im Bereich der Stipendien 
wenig aussagekräftig, da die Un
terschiede zwischen den 26 Kan
tonen beträchtlich sind; in man
chen Kantonen werden weniger 
als 6000, in anderen bis zu 16 000 
Franlclm jährlich für ein volles 
Stipendium bezahlt. Der ldeine 
Kanton Glarus zahlt fast die 
höchsten Beträge pro Bezüger, 
richtet sie aber an relativ wenige 
Personen aus. Aus diesem Grund 

gilt Glarus in einer anderen Sta
tistik als lmauserig: Gemessen an 
der Bevöllcerung gibt er mit 16 
Franken pro Kopf am wenigsten 
für Stipendien aus, während die 
Pro-Kopf-Beiträge im Jura mit 80 
Franken am höchsten sind. Auch 
die Vergabepraxis variiert: Mit 
Ausnahme von Appenzell Inner
rhoden ist der Anteil der Stipen
dienbezüger in der Ostschweiz, 
der Zentralschweiz und in Zü
rich ldeiner als in anderen Regio
nen. 

Gegner warnen wr den Kosten 

Mit diesen kantonalen Unter
schieden will der Verband der 
Schweizer Studierendenschatten 
(VSS) aufräumen. Er kritisiert 
das System als hochbürokratisch 
und vor allem als unfair; je nach
dem, in welchem Kanton Studie
rende wohnten, erhielten sie 
mehr oder weniger Unterstüt
zung oder ·ijberhaupt keine. Die 
Vollcsinitiative, die am 14. Juni 
zur Abstimmung kommt, ver
langt darum eine Harmonisie-

SP verlangt von 16 grössten 
Unternehmen Lohnanalysen 
IEIIERIN. Die SP Schweiz pocht ein
mal mehr auf die Umsetzung der 
Lohngleichheit Die Partei 
möchte, dass die 16 grössten 
Schweizer Firmen zusammen 
mit einem Kontrollgremium frei
willig eine Lohnanalyse durch
führen. «Wir wollen die Unter
nehmen dazu verpflichten, ihre 
Löhne alle drei Jahre auf Diskri
minierung zu überprüfen», sagte 
Cesla Amarelle, Vizepräsidentin 
der SP-Frauen, gernäss einer 
Mitteilung der Partei am Diens
tag vor den Medien in Bern. Die 
SP schlage deshalb vor, eine un
abhängige Kontrollbehörde für 
Lohngleichheit zu schaffen. 

Die Diskriminierung beim 
Lohn sei nur ein Teil des Pro
blems. Bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf hapere es in 
der Schweiz ebenfalls. Die Lö
sung sehen die Sozialdemokra
ten· in einer Geschlechterquote, 
diese soll in Geschäftsleitungen · 
und Verwaltungsräten mindes
tens 30 Prozent betragen. 

13 Massnallunen 

Die SP präsentierte 13 Mass
nahmen, die am Samstag an 
der Delegiertenversammlung in 
Bern diskutiert und verabschie
det werden sollen. Mit den Mass
nahmen soll der Grundsatz «glei
eher Lohn für gleichwertige Ar-

rung der Stipendien durch den 
Bund. Zwar sollen weiterhin die 
Kantone die Beiträge auszahlen, 
der Bund legte aber den gesetz
lichen Rahmen fest. Der VSS 
wird von der SPund den Grünen 
unterstützt. Eine Mehrheit des 

14. Juni 

ABST~r·1~]UN 
Stipendieninitiative 

Parlaments und der Bundesrat 
lehnen den Eingriff in die Bil
dtingshoheit der Kantone hin
gegen ab. Die Gegner warnen vor 
hohen Kosten: Wenn die staat
liehen Beiträge wie vom VSS ge
fordert auf20 Prozent, also jeden 
fünften Studierenden, ausgewei
tet werden sollten, koste das den 
Bund eine halbe Milliarde Fran
ken. Diese Mittel müssten an
derswo in der Bildung wieder 
eingespart werden, warnte Bil
dungsminister Johann Schnei
der-Ammann an der Seite von 
Christoph Eymann, Präsident 

der Erziehungsdirektorenkonfe
renz. Zudem verlangt der VSS 
eine Allhebung des Maximalbei
trags für ein volles Stipendium 
auf 24000 Franken pro Jahr. Das 
setze falsche Anreize, kritisiert 
der Wirtschaftsverband Econo
miesuisse, so bemühe sich kein 
Student um einen Nebenjob. 

Konkordat alls AJtemative 

Lea Oberholzer von der VSS
Geschäftsleitung weist diese Kri
tik zurück. Es gebe nun einmal 
Fachrichtungen wie ein Medi
zinstudium, das Arbeiten neben 
der Ausbildung kaum mehr zu
lasse. «Zudem sind die Lebens
haltungskosten in Städten wie 
Genf oder Zürich nun einmal 
wesentlich höher als in Freiburg 
oder St. Gallen.» Der Maximal
betragwerde aber die Ausnahme 
sein. «Das ist auch für den VSS 
kein Mittelwert.» Heute liegt der 
Maximalbetrag in jenen 16 Kan
tonen, die sich zu einem Stipen
dienkonkordat zusammen
geschlossen haben, bei 16 000 

Franken. Das Konkordat soll die 
Alternative zum Vollesbegehren 
sein: Per Bund, der die Stipen
dientöpfe der Kantone mit jähr
lich 25 Millionen Franken speist, 
wird künftig nur noch jene un
terstützen, welche die Vorgaben 
des Konkordats einhalten. Sagt 
das Volle Nein zur Initiative, tritt 
diese Gesetzesänderung auto
matisch . in Kraft. Verbindliche 
Vorschriften für Mindestansätze 
oder die Zahl der Bezüger macht 
das Konkordat aber keine. 

«Harmonisieren ist · richtig, 
absolute Gleichschaltung nicht», 
sagt Claudia Keller, Leiterin der 
Abteilung Ausbildungsbeiträge 
im Thurgauer Amt für Mittel
und Hochschulen und Vor
standsmitglied der Interkanto
nalen Stipendienkonferenz. Die 
Situation von Randkantonen wie 
dem Thurgau lasse sich mitjener 
von Zentrumskantonen nicht 
vergleichen. «Viele Thurgauer 
müssen für ein Studium aus
wärts wohnen. Darum fallen 
auch höhere Kosten an.» 

Menschenrechte höher halten 
Unternehmen sollen Menschenrechtsverletzungen aktiv bekämpfen -
66 Organisationen sammeln ab sofort Unterschriften für eine Initiative. 

ISEIRNI. Eine Allianz von 66 Organi
sationen will globale Konzerne 
ein!"m zwingenden Regelwerk 
unterstellen, wenn es um die 
Durchsetzung von Menschen
rechten geht . .Verstösst ein Un
ternehmen dagegen, soll es 
künftig haften. Dies fordert die 
am Dienstag lancierte Konzern
verantwortungs-Initiative. 

«Wrr brauchen einen Pauken
schlag», sagte der ehemalige 
IKRl(-Präsident Cornelio Som
maruga vor den Medien in Bern. 
Die Appelle an multinationale 
Konzerne, die Menschenrechte 
auf freiwilliger Basis zu schüt
zen, hätten nicht gefruchtet. 

Einissionen in Sambia gehörten 
zur Tagesordnung. In solche 
Missstände seien durch ihre 
weltweite Tätigkeit auch Schwei
zer Konzerne verwickelt. 

Für Sommaruga und die 
Gründer der Konzernverantwor
tungs-Initiative sind di.e Grenzen 
der Selbstregulierung erreicht: 
Ohne unabhängige Kontrollor
gane und ohne Sanktionen wür
den die Missstände nicht besei
tigt, sagte Manon Schick, Ge
schäftsleiterin von Arnnesty In
ternational Schweiz. 

Gernäss UNO-Leiitprinzi.piien 

Die Initiative orientiert sich 

seiner Geschäftstätigkeit mit 
wirksamen Gegenmassnahmen 
bekämpfen. Und als dritten 
Schritt ist es verpflichtet, trans
parent über allfällig verletzte 
Rechte und die dagegen ergriffe
nen Vorkehrungen zu berichten. 

Geschehen sie doch, sollen 
die fehlbaren Firmen künftig für 
Menschenrechtsverletzungen 
haften - ausser sie können be
weisen, dass sie alle geforderte 
Sorgfalt angewendet haben. 
«Nicht der Geschädigte hat den 
häufig kaum zu erbringenden 
Verschuldeusbeweis zu leisten, 
sondern das kontrollierende Un
ternehmen hat seine Unschuld 

Schweiz 

Zurücldcrebse 
beim KUmasd 
in der Schwei: 
ISERIN. Die Umweltlcom 
des Nationalrats (Urek) 11\i 

Klimaschutz frühere Bes 
umstossen. Die Schweiz : 
Klimabilanz in den n 
Jahren mit dem Kaufvon 
katen im Ausland ver 
statt mit Massnahmen 
land. Mit zwölf zu zehn S1 
bei drei Enthaltungen 
Kommission einer Motio 
stimmt, die eine Änden 
geltenden COz-Gesetze 
langt. Gernäss dem Gese 
die Schweiz ihren COrfl 
bis ins Jahr 2020 um ; 
zent gegenüber dem Sta 
1990 senken, und zw< 
umfänglich mit Massnah 
Inland. 

Darauf hatten sich N 
und Ständerat Ende 20l 
langen Diskussionen g 
Die Nationalratskam 
verlangt nun, dass der K 
Zertifikaten im Ausland 
Bilanz angerechnet wir< 
destens die Hälfte der 1:; 
angestrebten Reduktion 
diese Weise erreicht werd 
fen. 

Gegenläufig rum Bumdes 

Die Mehrheit der Korn: 
sei der Meinung, dass das 
zige Reduktionsziel h 
Treibhausgasen nur so 
werden könne, schreibt c 
in einer Mitteilung vom 
tag. Die Änderung sei 
dringlicher, als der Bund 
den nächsten Jahrzehnt~ 
Redulctionsziel noch w 
hen wolle. 

Der Bunde$rat hatte ' 
zem seine Ziele für die ZE 
2020 bekanntgegeben. 
den Ausstoss von Treib! 
senbis 2030 um 50 ProzeJ 
zieren. Mindestens 30 
der Redulction soll im In1 
zielt werden, 20 Prozent r 
jekten im Ausland. Eii 
nehmlassungsvorlage zu 
duktionszielen und -m 
men nach 2020 will der I 
rat dem Parlament bis Mi 
vorlegen. Das Ziel derBer 
genist es, den globalen 
raturanstieg auf zwei Gr 
sius zu beschränken. (sd< 

Strafverfahre][ 
eingestellt 
IEIASEL. Die finanziellen 
lungen des ehemaligen 

-Regierungsrats Carl 
haben für diesen kein1 
rechtlichen Konsequenz 
Staatsanwaltschaft hat d: 
Juli 2014 eröffnete Verfal 
gen den früheren Gesur 
direktor eingestellt. E 
worden war in Zusamm 
mit nicht oder falsch de 
ten Nebeneinkünften 
Der Tatbestand des BetJ 
jedoch nicht erfüllt, te. 
Staatsanwaltschaft am :C 
mit. Von einer Strafver 

·könne zudem abgesehe 
den, weil Conti Wieder 
chung geleistet habe. Cor 
den Gesamtschaden ' 
fängtich gedeckt. Er hab 
alle zurnutbaren Anstren 
unternommen, um dem: 
digten Gemeinwesen d 
wirkte Unrecht auszuglei< 

Conti hatte Anfang 20: 
14 Jahren Tätigkeit als 
rungsrat überraschend 
Rücktritt angekündigt. El 
te damals Unkorrektheit 


